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5 Energie 

– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage) 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Sehr geehrte Ver-
treter und Vertreterinnen der Landesregierung! Sehr geehrte Sachverständige! Sehr 
geehrte interessierte Gäste! Hiermit begrüße ich Sie herzlich zum öffentlichen Teil der 
12. Sitzung der Enquetekommission III. 

Sehr geehrte Herren Sachverständige, im Namen der Enquetekommission möchte ich 
Ihnen meinen ausdrücklichen Dank für Ihre Teilnahme an der heutigen Anhörung und 
für die bereitgestellten Stellungnahmen aussprechen. 

Die heutige Anhörung ist öffentlich. Sie wird per Livestream übertragen und anschlie-
ßend auf der Homepage des Landtags abrufbar sein. 

Aus zeitlichen Gründen ist nicht vorgesehen, dass die anwesenden Sachverständigen 
ihre schriftlichen Stellungnahmen in einem Eingangsstatement mündlich zusammen-
fassen. Vielmehr gehe ich davon aus, dass die Abgeordneten die schriftlichen Stel-
lungnahmen gelesen und ausgewertet haben und nunmehr Fragen an die Sachver-
ständigen richten, um einzelne Sachverhalte zu vertiefen bzw. zu hinterfragen. 

Zunächst wird eine Fraktion ihre Frage an einen Sachverständigen richten. Die ange-
sprochene Person kann dann unmittelbar darauf antworten. Für die Beantwortung ei-
ner Frage stehen maximal 3 Minuten zur Verfügung. Anschließend folgt die nächste 
Frage der nächsten Fraktion. Sollten zwei Sachverständige von derselben Fraktion 
angesprochen werden, kann man sich die Redezeit so aufteilen, dass insgesamt 3 Mi-
nuten geredet wird. Die Sachverständigen der Enquetekommission haben ebenfalls 
das Recht, Fragen zu stellen. Diese Fragen werden jeweils auf die betreffende Frak-
tion angerechnet. 

Peter Blumenrath (CDU): Sehr geehrte Sachverständige, vielen Dank für die schrift-
lichen Stellungnahmen und Ihre Expertise sowie für die Zeit, die Sie uns heute zur 
Verfügung stellen, um auf Nachfragen zu reagieren. 

Ich fange mit Herrn Mounier und dem Thema „Talsperren und Wasserkraft“ an. Sie 
schreiben von großem Potenzial von Talsperren und Wasserkraftanlagen im sich wan-
delnden Stromnetz. Gleichzeitig heißt es, die Verfahren seien langwierig und kompli-
ziert und solche Lösungen schienen nicht immer gewollt. Wie könnte man dieses Prob-
lem lösen? Welche Ansätze lassen sich finden? Wie können wir der Thematik begeg-
nen, sodass wir die Potenziale in Zukunft besser heben können? 

Julien Mounier (Stadtwerke Düsseldorf): Es gab in den letzten Jahren mehrere Un-
tersuchungen in NRW, die gezeigt haben, dass man in NRW ein bestimmtes Potenzial 
hat. Faktisch ist der Aufbau solcher Projekte wirtschaftlich eine massive Herausforderung. 
Das geht über die Schwierigkeiten bei Genehmigungsverfahren hinaus. Deswegen halte 
ich den wirtschaftlichen Faktor fast für die Hauptherausforderung bei solchen Projekten. 
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Vergleicht man solche Projekte mit Batteriespeichern oder anderen Speichertechnolo-
gien, sind sie wahrscheinlich das Teuerste, was man aktuell am Markt finden kann. 

Deswegen wäre einerseits die Förderung eigentlich die einzige Möglichkeit, solche 
Projekte anzugehen. Andererseits würde ich befürworten, dass man die aktuell beste 
Speichermöglichkeit am Markt angeht, wenn man Fördergeld ausgibt, und das sind 
aus meiner Sicht aktuell Batteriespeicher. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Auch von unserer Seite herzlichen Dank allen Sach-
verständigen für die vorab bereitgestellte Expertise und die Bereitschaft, auf Fragen 
zu antworten. 

Unsere erste Frage richte ich an Herrn Dr. Baer. Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme, 
die Wasserwirtschaft sei auf einen längerfristigen Stromausfall bzw. Cyberangriffe gut 
vorbereitet. Können Sie uns erklären, warum Sie das so einschätzen? 

Dr. Arnt Baer (GELSENWASSER): Liebe Mitglieder der Enquetekommission, vielen 
Dank für die Einladung. 

Cyberkriminalität wird auch für die Wasserwirtschaft eines der zentralen Probleme 
sein. Sie ist es schon jetzt, in Zukunft aber sicherlich noch mehr. Das ist bekannt. 
Meiner Kenntnis nach tut ein Großteil der Branche schon das Maximale dessen, was 
getan werden kann. 

Wenn Sie die Stellungnahme bis zum Ende lesen, erfahren Sie, dass ich für die Zu-
kunft durchaus noch Potenzial sehe. Man kann sich vor Cyberkriminalität nicht maxi-
mal schützen, aber sicherlich noch mehr in Bezug auf die Awareness der eigenen Mit-
arbeiter tun. Das ist extrem wichtig. 

In NRW haben wir das Glück, mit dem Kompetenzzentrum Digitale Wasserwirtschaft, 
also dem KDW, schon eine Institution zu haben, die für die Ausbildung in der Wasser-
wirtschaft sehr gut aufgestellt ist. Das Land NRW hat sich am Kompetenzzentrum be-
teiligt, und wir sind zusammen mit einigen anderen Wasserversorgern Betreiber. Wenn 
man im Unternehmen nicht selbst in der Lage ist, etwas vorzuhalten, kann man einige 
Dinge an das Kompetenzzentrum auslagern. Dazu gehört eine 24/7-Rekationsmög-
lichkeit bei Cyberangriffen, damit man, wenn ein Angriff beispielsweise an einem 
Samstagmorgen passiert, nicht erst am Montagmorgen etwas davon mitbekommt. Die 
schnelle Reaktion ist einer der entscheidenden Aspekte bei Cyberkriminalität. 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Auch im Namen meiner Fraktion danke ich Ihnen herzlich, 
dass Sie hier sind bzw. online teilnehmen. 

Auch meine erste Frage richte ich an Herrn Dr. Baer. Lohnt es sich noch, sich bei 
konventionellen Kraftwerken Gedanken über die bessere Nutzung der Abwärme zu 
machen? 

Dr. Arnt Baer (GELSENWASSER): Das ist eine gute Frage. Generell bin ich der Mei-
nung, dass es sich angesichts der Ziele bezogen auf die Energiewirtschaft und der 
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weiterhin zu Recht angestrebten Klimaneutralität lohnt, jedes Potenzial bei der Ab-
wärme zu nutzen, auch wenn es noch so klein ist. Ich bin nicht sicher, wie groß die 
Potenziale sind. Wir selbst sind keine Kraftwerksbetreiber. Ich denke, dass im Abwas-
serbereich viel Potenzial liegt. Das wird im Moment in Bezug auf Abwasserwärme und 
Flusswärme geprüft. Da geht es nicht um ein konventionelles Kraftwerk. Vielmehr ist 
es gewissermaßen die Zukunft. 

Man hört immer wieder von Projekten. Wir selbst haben ein verhältnismäßig kleines 
Projekt. Es gibt aber schon einige sehr große auch in Nordrhein-Westfalen. Ich denke, 
dass die Wärmenutzung dort noch viel Potenzial hat. 

Aquathermie und Abwasserwärme sind sicherlich noch nicht wirtschaftlich, aber förde-
rungswürdig. 

Zu konventionellen Kraftwerken möchte ich mich mangels Expertise nicht äußern. 

Dietmar Brockes (FDP): Auch seitens der FDP-Fraktion herzlichen Dank dafür, dass 
Sie uns heute mit Ihrer Expertise zur Verfügung stehen, sowie für die schriftlichen Stel-
lungnahmen. 

Ich beginne mit Herrn Vossler vom Landesverband Erneuerbare Energien. – Herr 
Vossler, in Ihrer Stellungnahme führen Sie aus, der Wasserbedarf thermischer Kraft-
werke in Nordrhein-Westfalen sei stark zurückgegangen. Welche konkreten Einspa-
rungen konnten durch diesen Rückgang erzielt werden, und wie wirkt sich dies auf die 
wasserwirtschaftliche Planung in Nordrhein-Westfalen aus? 

Christian Vossler (Landesverband Erneuerbare Energien NRW): Vielen Dank für 
die Frage und die Einladung in die Enquetekommission. 

Die Aussage in der Stellungnahme beruht vor allem darauf, dass in Nordrhein-West-
falen immer weniger thermische Kraftwerke benötigt werden und immer weiter aus der 
Kohle ausgestiegen wird. Die Aussage bezieht sich darauf, dass bei erneuerbaren 
Energien, vor allem bei Wind- und Sonnenenergie, im Gegensatz zur Energiegewin-
nung in thermischen Kraftwerken kein Wasser benötigt wird. 

Im letzten Jahr wurden in Nordrhein-Westfalen ungefähr 40.000 Terrawattstunden 
elektrische Energie aus Kohlekraftwerken gewonnen. Für den Strom aus Kohlekraft-
werken wird Wasser für die Kühlung, die Rauchreinigung und den Betrieb benötigt. 
Grob lässt sich sagen, dass für eine Megawattstunde Strom aus Kohlekraftwerken zwi-
schen 1.500 und 2.000 Liter Wasser benötigt werden. Hochgerechnet wurden im letz-
ten Jahr also mindestens 60 Milliarden Liter Frischwasser für die Kühlung der thermi-
schen Kraftwerke benötigt. 

Werden die Kohlekraftwerke immer weiter durch erneuerbare Energien ersetzt, wird 
das Wasser entsprechend nicht mehr benötigt. Wasser ist ein immer knapper werden-
des Gut bzw. könnte aufgrund der Erderwärmung deutlich knapper werden. Wenn 
durch die thermischen Kraftwerke weniger Frischwasser genutzt wird, kann das Was-
ser in anderen Bereichen sehr viel besser genutzt werden. 
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Andreas Keith (AfD): Sehr geehrte Sachverständige, auch von unserer Seite herzli-
chen Dank dafür, dass Sie uns heute für Nachfragen zur Verfügung stehen, sowie für 
die bereitgestellten Dokumente. 

Ich beginne mit einer Frage an Herrn Dr. Baer. – Auf Seite 7 Ihrer Stellungnahme 
schreiben Sie, beim Einsatz von Floating-PV-Anlagen bestehe das Risiko, die Gewäs-
serökologie zu beeinträchtigen. Können Sie konkretisieren, welche ökologischen Risi-
ken dabei aus Ihrer Sicht auftreten? Darauf sind Sie nicht näher eingegangen. 

Dr. Arnt Baer (GELSENWASSER): Das Thema „Floating PV“ bzw. „PV auf Wasser“ 
ist ein sehr prominentes und spannendes, und es ist ein in dieser Fragenreihe mehr-
fach genanntes. Wir haben dazu ein Projekt in Wachtendonk, das aber nicht zustande 
gekommen ist, weil es Schwierigkeiten hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit gibt. 

Generell muss man bei allen Erneuerbaren auf die Wasserflächen aufpassen und hin-
sichtlich der Gewässerressourcen und Beeinträchtigung im Zweifelsfall auch das Vor-
sichtsprinzip walten lassen. 

Nach meiner Kenntnis ist bei Floating PV der Uferrand ein Thema; es sind hier noch 
andere Experten, die Erfahrung damit haben. Es kommt zu gewissen Beeinträchtigun-
gen der Ökologie, also der Tierwelt, am Uferrand, weil man dort Licht wegnimmt. Au-
ßerdem beeinflusst man die Wasserdurchmischung. Ich kann das nicht beurteilen, weil 
ich da kein Experte bin, und will nur darauf hinweisen, dass diese Themen im Moment 
diskutiert werden. Ich orientiere mich da auch am Leitfaden, den wir über den BDEW 
entwickelt haben. Anhand dessen versuchen wir, Wasser- und Energiewirtschaft in 
Einklang zu bringen. Das ist der wissenschaftliche Stand, wie er mir bekannt ist. 

Peter Blumenrath (CDU): Ich stelle eine Frage an Herrn Lohmann-Hütte zum Thema 
„Grundwasserneubildung“. In Ihrer Stellungnahme gehen Sie auf die Möglichkeit von 
Grundwasserneubildung durch Wasserkraft ein. Können Sie uns die indirekte Anrei-
cherung noch einmal darlegen und Potenziale sowie vielleicht Hindernisse erläutern? 

Gunnar Lohmann-Hütte (Arbeitsgemeinschaft Wasserkraftwerke NRW [per Video 
zugeschaltet]): Vielen Dank für die Einladung und die Frage. – Wasserkraftwerke an 
Querbauwerken führen zu einer Erhöhung des Wasserspiegels im Fluss. Dieser Rück-
staubereich vergrößert die Kontaktfläche zwischen Flusswasser und Uferbereich. 
Dadurch kann man mehr Wasser in den Boden infiltrieren und so indirekt zur Grund-
wasserneubildung beitragen. 

Wir als Wasserkraftbetreiber wurden auch schon von einem Wassergewinnungsunter-
nehmen gefragt, ob wir mehr aufstauen könnten, weil das Unternehmen im Sommer 
mehr als 11 m hoch pumpen musste und dabei die Pumpen langsam versagten. 
Dadurch wurden wir darauf gebracht, dass dies Einfluss darauf haben könnte. 

Das Potenzial liegt darin, den Grundwasserspiegel durch diese Querbauwerke oder 
auch durch die Wasserkraft im Vorufer stabilisieren zu können. Man könnte den 
Grundwasserspiegel auch flexibel erhöhen, also für den Grundwasserspiegel in den 
Sommermonaten etwas aufstauen. Das ergäbe eine Pufferwirkung. 
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Sie haben auch nach den Hindernissen gefragt. Häufig sind das genehmigungsrecht-
liche Hürden bei der Anpassung von Stauhöhen und Rückhaltevolumina. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Ich bleibe thematisch in dieser Ecke, richte meine 
Frage aber an Herrn Vossler. – Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme, Wasserkraftnut-
zung sei mit den ökologischen Anforderungen an Gewässer vereinbar. Welche Kon-
flikte sehen Sie denn da? Wie ist das mit der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie? 
Welche Gefährdungen gibt es insbesondere für die Fischarten dort, und wie lassen 
sich diese Gefährdungen vermeiden? 

Christian Vossler (Landesverband Erneuerbare Energien NRW): Ich habe es akus-
tisch nicht ganz mitbekommen. Geht es um Floating PV? 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Nein, um Wasserkraft insgesamt. 

Christian Vossler (Landesverband Erneuerbare Energien NRW): Ein weiterer Aus-
bau der Wasserkraft an Flüssen müsste eigentlich insgesamt zu einem ökologischen 
Mehrwert führen. Gerade wenn man an den Querbauten Wasserkraftanlagen baute, 
ginge dies mit dem Bau von Fischtreppen usw. einher. Das wäre also eigentlich eine 
ökologische Aufwertung. 

In Bezug auf die Auswirkungen auf die Fischbestände bin ich leider kein Experte und 
kann dazu nichts sagen. 

(Julia Kahle-Hausmann [SPD]: Und die Wasserrahmenrichtlinie?) 

Mit Blick auf die Wasserrahmenrichtlinie für Wasserkraftwerke sehen wir kein Risiko. 
Mit diesem Aspekt der Stellungnahme bin ich nicht so vertraut und müsste noch einmal 
nachschauen. 

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Ich schließe eine Frage 
an Herrn Vossler an und zitiere einen Bericht des LANUV, des heutigen LANUK, also 
des Landesumweltamtes. Im Fachbericht 40 geht es um die Potenzialstudie Erneuer-
bare Energien NRW. Darin findet sich das Ergebnis, dass das Gesamtpotenzial der 
Wasserkraftnutzung in NRW weitgehend ausgereizt sei und der Anteil der Stromer-
zeugung durch die kleine Wasserkraft bei unter 0,1 % liege. Er ist also verschwindend 
gering. Sehen Sie das nicht auch so? 

Christian Vossler (Landesverband Erneuerbare Energien NRW): Nutzte man mehr 
Wasserkraft, hätte das verschiedene Vorteile. Momentan gibt es in Nordrhein-Westfa-
len 480 Laufwasserkraftwerke, die 180 Gigawatt Strom produzieren. Das sind knapp 
2,3 % der Stromerzeugung in Nordrhein-Westfalen. 

Das hat drei entscheidende Vorteile, die man nutzen kann. 

Erstens bietet Wasserkraft wetterunabhängige, stetige Stromproduktion. Das ist für die 
Versorgungssicherheit nicht unrelevant. 
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Zweitens gibt es dort ganz klassisch rollierende Massen, die einen Beitrag zur Netz-
stabilität leisten können, die Frequenzhaltung verbessern und schwarzstartfähig sind. 

Drittens speist die Wasserkraft direkt in die Verteilungsstruktur vor Ort ein. Das ist ein 
sehr großer Vorteil. Das heißt auch, dass das überliegende Netz dort reduziert. 

Außerdem gibt es noch den gesamten Teil „Wärmewende“. Ich denke, später wird es 
noch um die Aquathermie gehen. Wenn man mehr Aquathermie für die Wärmewende 
nutzen und dies direkt mit Wasserkraftwerken, die in der Nähe sind, koppeln würde, 
hätte man eine effiziente und kostengünstige Möglichkeit, grüne und nachhaltige 
Wärme zu generieren. 

Prozentual mag das Potenzial also nicht so groß sein, es könnte aber einen großen 
Vorteil bedeuten, die Wasserkraft in Nordrhein-Westfalen weiter auszubauen. 

Dietmar Brockes (FDP): Ich mache bei Herrn Vossler weiter. – In Ihrer Stellungnahme 
betonen Sie das große Potenzial von Floating PV auf künstlichen Gewässern. Können 
Sie uns sagen, welche zusätzlichen Energieerträge möglich wären, wenn man die der-
zeitige Flächenbegrenzung von 15 % auf 35 % oder gar 50 % erhöhen würde? 

Christian Vossler (Landesverband Erneuerbare Energien NRW): Es gibt eine sehr 
schöne Studie eines Fraunhofer-Instituts, die aufzeigt, wie sich die maximale Leistung 
veränderte, wenn man die Beschränkungen aus dem Wasserhaushaltsgesetz heraus-
nähme. Laut der Studie liegt das Potenzial den Regelungen entsprechend bei unge-
fähr 16,5 Gigawatt bei einer Ost-West-Ausrichtung der Module. Das ist das theoreti-
sche Potenzial. In der Studie kann man nachlesen, was der Fall wäre, wenn man es 
auf 25 % der Fläche ausweiten würde. Dann stiege das Potenzial bereits auf 31,8 % 
und bei 35 % der Fläche auf 44,5 Gigawatt. Bei einer hälftigen Abdeckung könnte man 
sogar über 60 Gigawatt Potenzial herausholen. 

Zur Einordnung. In Deutschland sind ungefähr 110 Gigawatt Photovoltaikleistung in-
stalliert. Man könnte also ohne Flächenkonkurrenz theoretisch noch einmal die Hälfte 
an Photovoltaik dazubauen. Das ist natürlich das theoretische Potenzial. Dazu, wie 
das auf Nordrhein-Westfalen heruntergebrochen werden kann, liegen mir keine Zahlen 
vor. Allerdings gibt es in Nordrhein-Westfalen ungefähr 2.000 künstliche Seen. Das ist 
etwa ein Drittel der Gesamtzahl in ganz Deutschland. Das Potenzial in NRW ist also 
sehr hoch. Man würde ganz viel Flächenkonkurrenz vermeiden. 

Andreas Keith (AfD): Ich habe einige Fragen an Herrn Mounier. – In Ihrer Stellung-
nahme führen Sie auf Seite 2 aus, Onshore-Windparks hätten während des Betriebs 
kaum Auswirkungen auf das Wasser, allerdings könne die Bauphase problematisch 
sein, wenn Fundamente im Grundwasser gebaut werden müssten oder Zuwegungen 
den Wasserhaushalt beeinflussten. Dazu führen Sie etwas zur Bodenverdichtung und 
Versiegelung aus. Könnten Sie vielleicht präzisieren, welche weiteren Auswirkungen 
im Besonderen die Baumaßnahmen auf das Grundwasser haben? 
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Julien Mounier (Stadtwerke Düsseldorf): Grundsätzlich hat eigentlich jede Baumaß-
nahme, in dem Moment, in dem man zu graben anfängt, Einfluss auf das Grundwas-
ser. Wir passen also extrem auf, insbesondere in Wasserschutzgebieten. Ab dem Mo-
ment, an dem man eine Bohrung macht und Boden verdichtet, kommt es zu einem 
Einfluss auf die Fließgeschwindigkeit des Grundwassers. 

(Andreas Keith [AfD]: Gibt es noch weitergehende Beeinträchtigungen?) 

Aus Sicht von Grundwasserversorgern ist die Änderung des Flusses des Grundwas-
sers in gewissem Maße gefährlich, wenn ein Brunnen in der Nähe ist. Es kann also zu 
einer Verschmutzung durch einen anderen Bereich kommen. Wenn Windparks in Be-
reichen gebaut werden, in denen es keine Wassergewinnungsanlage gibt, halte ich 
das Problem nicht für groß. 

Peter Blumenrath (CDU): Ich bleibe bei Herrn Mounier und komme auf das Thema 
„Großwärmepumpe“ zurück. Bei den Stadtwerken Düsseldorf gibt es Überlegungen, 
ein solches Projekt zu starten. Wie effizient kann man eine solche Wärmepumpe be-
treiben? Welche Herausforderungen sehen Sie gerade hinsichtlich der Planungen und 
der Investitionen, auf sich, aber auch auf die Ökologie im Rhein zukommen? 

Julien Mounier (Stadtwerke Düsseldorf): Insgesamt geht es um die Dekarbonisie-
rung des Wärmebedarfs. Wir haben vor, in Düsseldorf eine Großwärmepumpe, also 
eine thermische Anlage, mit ungefähr 120 Megawatt Leistung zu bauen. 

Beim Bau der Anlage gibt es mehrere Herausforderungen. 

Die erste Herausforderung, die sich allen, die eine solche Großwärmepumpe bauen 
wollen, stellt, ist die Auswahl von Kältemitteln. Wir versuchen, Ammoniak zu vermei-
den, weil es wassergefährdend ist. Das ist aber nicht so einfach. 

Die Regulierungsrahmen sind aktuell nicht ganz stabil. Das macht Investitionsent-
scheidungen bei solchen Anlagen sehr schwierig. Es geht schließlich um ein großes 
Projekt mit einem Volumen von 150 Millionen bis 200 Millionen Euro. Wenn man da 
eine Entscheidung trifft, sollte der Entscheidungsrahmen klar sein. 

Ein anderes Thema, das uns beschäftigt, ist die Wassernutzung. Wie planen wir die 
Wasserentnahme? In Düsseldorf besteht die Besonderheit, dass wir einen Kraftwerk-
standort, nämlich das Kraftwerk Lausward, haben, wo wir die Großwärmepumpe vor-
gesehen haben. Wir werden das Wasser also nicht direkt dem Rhein entnehmen, son-
dern es aus dem Hafenbecken holen. Das führt zu weniger direkten Einfluss auf den 
Rhein. Wir sind also ziemlich gut aufgestellt, weil wir hier ein Kraftwerk haben. 

Wir haben eine Anlage, die uns ermöglicht, den Fischbestand zu entnehmen und dem 
Rhein wieder zuzufügen. In Bezug auf den Fischschutz sind wir also ziemlich gut aus-
gestattet. 

Ein Thema, das uns in Zukunft beschäftigen wird, ist die Frage, mit welcher Tempera-
tur man das Wasser wieder in den Rhein fließen lassen kann. Über diese Frage muss 
man aus ökologischer, aber auch aus wirtschaftlicher Perspektive nachdenken. Im 
Winter geht es um eine Wassertemperatur von 3 °C. Einen Unterschied von einem 
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Grad Celsius halten wir im Winter für möglich, ohne großen Einfluss auf das Ökosys-
tem. Im Sommer darf das Delta ein bisschen höher sein. Ich denke, dass die Tempe-
ratursenkung im Sommer keinen Nachteil bringt, sogar einen Vorteil. 

Das muss man pragmatisch lösen. Im gesamten System finden wir es wichtig, nicht 
nur über Energie und Wasser, sondern über das gesamte Ökosystem nachzudenken. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Ich versuche es noch einmal mit Ihnen, Herr Vossler. 
Sie empfehlen die heimische Wasserstofferzeugung für Regionen, die perspektivisch 
nicht am Wasserstoffkernnetz liegen. Wo in NRW sollte aus Ihrer Sicht dementspre-
chend Wasserstoff selbst hergestellt werden, und wo müsste die Wasserverfügbarkeit 
ein Standortfaktor sein? 

Christian Vossler (Landesverband Erneuerbare Energien NRW): Wir befinden uns 
ja in einer großen Transformation der Wirtschaft. Einige Bereiche wird man nicht so 
leicht elektrifizieren können. Diese sind weiterhin auf Wasserstoff angewiesen. 

Mit Blick darauf, wie das Backbone, also das Wasserstoffkernnetz, geplant ist, gibt es 
vor allem im Siegerland und im Sauerland weiße Flecken, die nicht nah dran sind. Ich 
denke, es ist gar nicht notwendig, dass die Politik plant, wo man dezentrale Wasser-
stoffnetze installiert, sondern das wird sich aus den Standortbegebenheiten heraus-
kristallisieren, wenn Wasser verfügbar ist, um die Elektrolyse durchzuführen. Es 
braucht dann erneuerbare Energien, also Photovoltaik und vor allem Windenergie. 

Dann kann ein Betrieb etwa im Sauerland – ich habe keinen konkreten vor Augen – 
versuchen, eine dezentrale Lösung zu finden. Diese wird sich entwickeln, wenn das 
Potenzial von grünem Strom genutzt wird, um daraus Wasserstoff zu machen. 

Das ist eine Perspektive, die wir in die Stellungnahme aufgenommen haben und die 
häufig nicht wirklich beleuchtet wird. Deshalb war uns das wichtig. 

Natürlich braucht man für die Herstellung von Wasserstoff Wasser, und zwar relativ 
reines. Es muss aufbereitet werden. Es muss ein Fluss in der Nähe sein. Für 1 kg 
Wasserstoff braucht man je nach Technologie etwa 12 oder 13 Liter Wasser. Es gibt 
verschiedene Möglichkeiten, wie man kühlt. Das wird sich aber durch die Betreiber von 
Windkraftanlagen und die Nachfrage aus der Industrie entwickeln. Das ist eine sehr 
gute Perspektive für die deutsche Wirtschaft. 

(Julia Kahle-Hausmann [SPD]: Entschuldigung, ich hatte gefragt, wo 
Sie das planten und ob da Wasserverfügbarkeit ein Standortfaktor sei! 
Die Frage nach dem Wo haben Sie noch nicht so richtig beantwortet!) 

– Ich sage: Man muss das gar nicht planen. 

(Julia Kahle-Hausmann [SPD]: Ich will das gar nicht planen! Wo sehen 
Sie es denn? Das war die Frage!) 

– Ich sehe es dort, wo sich Industrie befindet, die sich nicht elektrifizieren lässt und 
weiterhin Moleküle braucht, aber nicht in der Nähe von Wasserstoffkernnetzen liegt – 
unter anderem vielleicht im Sauerland oder im Siegerland. 
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Hedwig Tarner (GRÜNE): Meine Frage richte ich an Herrn Dr. Baer. Eben wurde die 
Flusswärmenutzung schon thematisiert; wir hatten den Rhein im Blick. Ich komme aus 
dem Münsterland. Wir haben dort nur die Ems, und auch bei uns werden Flusswärme-
pumpen geplant. Wie sehen Sie die Bandbreite der Temperatur, dass man Wasser 
wärmer oder kälter wieder in den Fluss geben kann? Welche Auswirkungen hat das 
auf den Fluss? 

Dr. Arnt Baer (GELSENWASSER): Herr Mounier hat das völlig richtig geschildert. 
Nach meiner Kenntnis beträgt die Bandbreite etwa 3 bis 4 °K Abkühlung. Im Sommer, 
wenn es besonders warm ist, bedeutet das also kein Problem. Man braucht die Fluss-
wärmepumpen dann aber auch nur begrenzt. Im Winter kann es für die Ökologie ein 
Problem werden. Wenn das Delta relativ gering ist, macht das vielleicht schon etwas 
aus. 

Ich weiß, dass das zum Teil sehr positiv eingeschätzt wird. Dazu gibt es unterschied-
liche Meinungen. Es mag ökologische Situationen geben, in denen diese Abkühlung 
hilfreich ist. Es gibt aber sicherlich auch Situationen, in denen sie nicht hilfreich ist. Es 
verändert sich auf jeden Fall. 

Nichtsdestotrotz muss man sich dem ernsthaft widmen, weil das Potenzial energiesei-
tig sehr groß ist. Wir versuchen, die Dinge miteinander zu vereinbaren. Es ist eine 
Technologie, die relativ viel Energie erzeugt. Auch da gibt es unterschiedliche Tech-
nologien, die aber, wie sicher bekannt ist, unterschiedliche Nachwirkungen, wie ich 
einmal sage, haben. 

Dietmar Brockes (FDP): Ich mache mit Herrn Dr. Fröhlich von der Firma Holemans 
weiter. – In Ihrer Stellungnahme betonen Sie das große Potenzial von Floating PV für 
eine nachhaltige Energiegewinnung, insbesondere ohne zusätzlichen Flächenver-
brauch. Gleichzeitig schildern Sie aber, dass trotz positiver ökologischer Effekte zahl-
reiche politische und regulatorische Hürden bestünden, die eine breite Umsetzung er-
schwerten. 

Welche politischen und regulatorischen Hürden behindern den Ausbau konkret? Wie 
bewerten Sie die Chancen für Floating PV, auch außerhalb der EEG-Förderung wirt-
schaftlich zu sein? Welche politischen marktbezogenen Rahmenbedingungen wären 
aus Ihrer Sicht notwendig, um Floating PV in der Breite stärker einzusetzen? 

Dr. Jürgen Fröhlich (Holemans): Vielen Dank für die Einladung und die Fragen. Ich 
bin sehr froh, heute das Projekt Floating PV vorstellen und Ihre Fragen beantworten 
zu können. 

Erlauben Sie mir eine kurze Vorbemerkung. Nicht ganz ohne Stolz hat uns Frau Mi-
nisterin Neubaur bei ihrer Sommertour 2023 „Vorreiter der Energiewende“ genannt, 
als sie den Aufbau der Floating-PV-Anlage besichtigt hat. Das merken wir an allen 
Ecken und Enden. Wir haben eine dreijährige Genehmigung über verschiedene lan-
desplanerische Ebenen durchlaufen müssen und konnten dabei regulatorische Hür-
den im Landesentwicklungsplan aufdecken, die mittlerweile ausgemerzt sind. 
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Wir sehen vor allen Dingen zwei wesentliche Hürden, und zwar erstens regulatorisch 
bedingte Hürden und zweitens ideologisch oder politisch bedingte Hürden, wie ich sie 
für mich nenne. Die regulatorischen Hürden bestehen aufgrund der Genehmigungssi-
tuation. Für eine vergleichbare Anlage müssen wir drei Genehmigungsschritte vollzie-
hen, und zwar erstens eine Änderung des Flächennutzungsplans inklusive zweier Öf-
fentlichkeitsbeteiligungen, die in der Regel zwei bis drei Jahre dauern, zweitens eine 
wasserrechtliche Genehmigung und drittens eine Baugenehmigung. 

Hält man dem entgegen, dass seit dem Juli 2022 im Erneuerbare-Energien-Gesetz 
festgelegt ist, dass in erneuerbaren Energien überwiegend im öffentlichen Interesse 
liegen und der öffentlichen Sicherheit dienen und zusätzlich laut EU-Richtlinie auch 
der öffentlichen Gesundheit dienen, dann dürfte diese Doppel- und Dreifachprüfung 
eigentlich obsolet sein. – Das sind im Augenblick die regulatorischen Hindernisse. 

Das zweite ist die, wie ich sie nenne, politischen, vielleicht ideologisch geprägte Er-
schwerung. Das ist ein Schulterschluss. Ich spreche aus der Praxis; entschuldigen Sie, 
wenn das ein bisschen hart klingt. Es gibt politische Mandatsträger und Kiesgegner, 
die grundsätzlich gegen jegliches Projekt der Rohstoffgewinnung sind, Thema „De-
gressionspfad“. Es gibt politische Mandatsträger und Kiesgegner, die die Rohstoffge-
winnung für eigentlich wichtig halten, aber: not in my backyard. Sie klagen also gegen 
Projekte in ihrer direkten Umgebung. 

Außerdem gibt es viele haupt- und nebenberufliche Naturschützer, die die neutralen 
bis positiven Ergebnisse, die ich in der schriftlichen Stellungnahme geschildert habe, 
überhaupt nicht zur Kenntnis genommen haben. Dieser Schulterschluss führt ganz 
häufig zu einer lokalen Medienberichterstattung, in der Projekte der Kieswirtschaft 
grundsätzlich kritisch gesehen werden. 

Es ist also ein Imagethema und ein klar regulatorisches Thema, weswegen wir Schwie-
rigkeiten hätten, weitere Anlagen vernünftig umzusetzen. 

Andreas Keith (AfD): Ich werfe meine eigentlich geplante Frage über Bord, weil mich 
jetzt doch interessiert, was Sie in Bezug auf all die Verfahren, die Sie durchlaufen 
müssen, ausgeführt haben. Können Sie die Frage beantworten, wie viele Klageverfah-
ren daran hängen? Was passiert, wenn Sie eine solche Anlage projektieren? Mit wie 
vielen Klageverfahren müssen Sie rechnen bzw. wie viele hatten Sie bisher? 

Dr. Jürgen Fröhlich (Holemans): Wir hatten kein tatsächliches Klageverfahren. Als 
Vorreiter haben wir eine sehr große Anlage auf das Wasser gebracht. Dementspre-
chend gab es unklare Bestimmungen dazu, wer uns eine solche Anlage überhaupt 
genehmigt. Wir mussten also von einer kommunalen Genehmigungsbehörde über 
eine Bezirksgenehmigungsbehörde bis zur Landesbehörde, wie ich sie einmal nenne, 
erst einmal klären, wer uns eine solche Anlage überhaupt genehmigt. 

Damals ging es um das Thema „Raumbedeutsamkeit“. Ist eine solche 3-Hektar-Anlage 
raumbedeutsam oder nicht? Wenn sie es ist, dann bekommen wir sie überhaupt nicht 
genehmigt. Ist sie es nicht, brauchen wir eine Baugenehmigung. Die Frage nach der 
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Raumbedeutsamkeit konnte uns niemand beantworten. Mittlerweile ist diese Frage 
aber auch aufgrund unserer Fragen im Landesentwicklungsplan ausgeräumt. 

Stephan Wolters (CDU): Wir richten unsere Frage an Herrn Lohmann-Hütte. – Herr 
Lohmann-Hütte, wie Sie wissen, sind wir für alle Formen der erneuerbaren Energien 
offen. Wir sehen auch den Energiemix, den wir dringend brauchen, und richten unse-
ren Blick auch gar nicht so sehr darauf, inwieweit dort große oder kleine Bestandteile 
der einzelnen Energieformen zugrunde liegen. 

Sie fordern mehr Flexibilisierung für eine deutlich bessere Nutzung der Wasserkraft. 
Diese Forderung hören wir sowohl aus der Wasserwirtschaft als auch aus anderen 
Bereichen. Speziell in Bezug auf die Wasserkraft interessiert uns, wie diese Flexibili-
sierung funktionieren soll. Welche Vorteile hätte sie? Wo sehen Sie Hürden, auf die 
wir einwirken könnten? 

Gunnar Lohmann-Hütte (Arbeitsgemeinschaft Wasserkraftwerke NRW [per Video 
zugeschaltet]): Flexibilisierung bedeutet, dass Wasserkraftwerke nicht konstant, son-
dern bedarfsgerecht betrieben werden, und zwar zum Beispiel durch Automatisierung 
der Steuerung der Turbinenleistung je nach Strombedarf. Außerdem könnte man die 
Staustufen zur Leistungssteigerung temporär erhöhen, und man könnte Speicher wie 
Pumpspeicher und Batteriesysteme kombinieren. 

Dadurch ergeben sich Vorteile. Die Wasserkraft würde dann zum Beispiel bei Schwan-
kungen bei der Einspeisung von Wind und PV einen Beitrag zur Netzstabilität leisten. 
Man könnte die Lastspitzen abfangen und hätte schnellere Reaktionszeiten. Elemen-
tar ist auch die Wirtschaftlichkeit durch gezielte Einspeisung in Hochpreiszeiten, die 
wir als Stahlunternehmer kennen. 

Die Herausforderungen bestehen, wie ich schon gesagt habe, häufig in bürokratischen 
Hürden bei Änderungen der Betriebsweise. Es gibt wasserrechtliche Genehmigungen, 
die einen bei solchen Wasserkraftanlagen vor große Herausforderungen stellen. Auch 
eine temporäre Staustufenerhöhung ist genehmigungstechnisch nicht ganz einfach. 
Man müsste also erst einmal schauen, wie man die unterschiedlichen Interessen ab-
bilden kann. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Meine nächste Frage richte ich an Herrn Dr. Baer. Die 
kommunalen Spitzenverbände weisen in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass es ei-
nen dringenden Klärungsbedarf für den Vorrang der öffentlichen Wasserversorgung 
gebe, weil diese sich nicht auf Trinkwasser beschränke, sondern auch den Wasser-
verbrauch von Industrieanlagen und gewerblichen Kunden usw. einbeziehe. Dement-
sprechend beziehe sich der Vorrang auf die Entnahme und nicht auf die Endkunden. 

Sehen Sie da ebenfalls Klärungsbedarf, und wie würden Sie priorisieren? 

Dr. Arnt Baer (GELSENWASSER): Das habe ich ehrlich gesagt gar nicht gelesen. Es 
ist aber ein spannendes Thema, weil die Situation richtig beschrieben ist. Es gibt ein 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts und eine überzeugende verfassungsrechtliche 
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Herleitung, durch die eindeutig klarstellt ist, dass der Vorrang dem System der öffent-
lichen Wasserversorgung gilt. Das heißt, dass alles, was über das Trinkwassernetz an 
den Bürger geht und Trinkwasserqualität hat, diesen Vorrang hat. 

Nun ist es natürlich so, dass nicht alles vom Endkunden als Trinkwasser oder für die 
Waschmaschine genutzt wird, sondern an unser aller Netz auch der eine oder andere 
gewerbliche Kunde hängt. Die Idee des Verwaltungsgerichts ist aber trotzdem richtig. 

Wie will man das trennen? Wie will man unterschiedliche gewerbliche Nutzungen aus 
diesem Netz herauslösen? Wie will man, wenn man es täte und es technisch machbar 
wäre, die Schnittstellen bedienen, die unweigerlich vorhanden sind und zu extremen 
Hygieneschwierigkeiten führen können, was wir alle nicht wollen? 

Das System im Ruhrgebiet wurde nach den Typhusepidemien in den 1910er- und 
1920er-Jahren aufgebaut. Damals wurde Wert auf ein zentrales und relativ geschlos-
senes System gelegt, damit es nicht so viele Schnittstellen gibt. 

Aus juristischer Sicht ist das also ein spannendes Thema. Ich denke, es ist trotzdem 
folgerichtig, dass trotzdem dieser Vorrang für das System der Trinkwasserversorgung 
gilt. 

Im Umkehrschluss heißt das aber natürlich, dass die Wasserversorgung ständig opti-
miert und ihre Effizienz gesteigert werden muss. Man muss auch dafür sorgen, dass 
überall, wo das möglich ist, gerade im Neubau mittelfristig alternative Lösungen geprüft 
werden. 

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Ich habe eine Frage an 
Herrn Lohmann-Hütte bezüglich der kleinen Wasserkraft. Ich erinnere mich, dass vor 
ein paar Jahren Wissenschaftler des Instituts für Gewässerökologie und Binnenfische-
rei in Berlin ein Memorandum veröffentlicht haben, in dem sich gegen die Nutzung der 
kleinen Wasserkraft ausgesprochen wurde, und zwar insbesondere aus ökologischen 
Gründen. 

Sie haben gesagt und auch geschrieben, die kleine Wasserkraft könne ökologische 
Verbesserungen mit sich bringen. Deswegen bitte ich Sie, die möglichen Probleme, 
die dadurch entstehen, dass keine Fischdurchgängigkeit und keine Durchgängigkeit 
für das Sediment, das sich im Staubereich abgelagert, mehr gegeben ist, zu kommen-
tieren. Möglicherweise kommt es zu anaeroben Prozessen oder einer Erwärmung im 
Rückstaubereich. Können Sie das kommentieren und einordnen? 

Gunnar Lohmann-Hütte (Arbeitsgemeinschaft Wasserkraftwerke NRW [per Video 
zugeschaltet]): Die Wasserkraft wird leider immer sehr kritisch gesehen, wobei ich mir 
die Frage stelle, ob man in der heutigen Zeit überhaupt auf regenerative Energien jeg-
licher Art verzichten kann. Schließlich hat jede Art der Energiequelle irgendwo Nach-
teile, aber jeweils sind damit auch riesige Chancen verbunden. 

Die Gewässerökologie wird gerade bei kleinen Wasserkraftanlagen verbessert. So wer-
den bei kleinen Wasserkraftanlagen Fischpässe gebaut, wo normalerweise an Quer-
bauwerken keine Fischpässe sind. Dadurch ist auch das Ziel der Wasserrahmenrichtlinie 
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erreicht. Wir sehen es immer so, dass man mithilfe der Wasserkraft die Ziele der Was-
serrahmenrichtlinie hinsichtlich der Durchgängigkeit der Flüsse erreicht. Es gibt sonst 
unheimlich wenig Querbauwerke, an denen die Durchgängigkeit hergestellt wurde 
bzw. die abgeschliffen wurden. Das ist mit enormen Kosten verbunden. Ich würde 
gerne wissen, wer die Kosten dafür, alle Querbauwerke abzuschleifen, tragen soll. 

Deswegen finde ich es sehr wichtig, das Potenzial der kleinen Wasserkraft zu nutzen. 
An dieser Dezentralität hängen teilweise auch Industriebetriebe. Die Querbauwerke 
haben teilweise auch eine andere Funktion, weswegen ich nicht ganz nachvollziehen 
kann, warum das so kritisch gesehen wird. 

Dietmar Brockes (FDP): Ich mache mit Herrn Dr. Fröhlich weiter. – Sie haben eben 
die bürokratischen Hürden beschrieben, insbesondere durch § 36 Wasserhaushalts-
gesetz und die getrennte Betrachtung von Energie- und Wasserrecht, die die Umset-
zung solcher Projekte erheblich erschweren. Außerdem sagten Sie, mit der Novelle 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes sei erstmals gesetzlich festgeschrieben, dass 
der Ausbau erneuerbarer Energien im überragenden öffentlichen Interesse liege und 
der öffentlichen Sicherheit diene, was dazu führen sollte, dass Planungs- und Geneh-
migungsverfahren beschleunigt würden. Welche Ansätze sehen Sie, um Planungs- 
und Genehmigungsprozesse effizienter zu gestalten und dem gesetzlich formulierten 
Vorrang erneuerbarer Energien auch praktisch Geltung zu verschaffen? 

Falls Sie es zeitlich noch schaffen, können Sie vielleicht auch die Antwort auf die von 
eben noch ausstehende Frage zur EEG-Förderung anschließen. 

Dr. Jürgen Fröhlich (Holemans): Mir war das Zitat zur Vorreiterrolle so wichtig, weil 
grundsätzlich beschränkende regulatorische Maßnahmen aus einer Unsicherheit, aus 
einer fehlenden Datenlage zu Auswirkungen von Floating-PV-Anlagen auf Gewässern 
herrühren. Die ersten Studien dazu wurden von den Verbänden bislang nicht wahrge-
nommen. Deswegen ist uns wichtig, hier zu sprechen und diese Studien vorzustellen, 
um Sicherheit zu schaffen. 

Die befürchteten ökologischen Auswirkungen bewahrheiten sich in Studien nicht. Das 
nimmt den Genehmigungsbehörden in gewissem Maße die Unsicherheit, die dazu 
führt, dass wir zum Beispiel jetzt noch fünf Jahre lang nahezu jede Komponente der 
Gewässerökologie prüfen müssen. 

Wir empfangen viele Besuchergruppen. Genehmigungsbehörden besuchen uns. Auch 
im Rahmen dieser Besuche weisen wir immer auf die positiven Ergebnisse hin. 

Ich denke, viele der regulatorischen Beschränkungen beruhen auf einer großen Unsi-
cherheit, weil man nicht weiß, welche Auswirkungen die Floating-PV-Anlagen auf ein 
Gewässer haben. Da sind wir mit den ersten Studien und unserem umfangreichen 
Monitoring jetzt weiter und hoffen, auf Genehmigungsseite mehr Sicherheit zu schaf-
fen und es leichter zu machen, die Vorgaben aus dem Bundesgesetz – öffentliches 
Interesse, öffentliche Sicherheit – und der EU-Richtlinie – öffentliche Gesundheit – 
schneller und deutlicher anzuwenden, damit diese doppelten und dreifachen Geneh-
migungsprüfungen entfallen. 
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Zur Wirtschaftlichkeit ist zu sagen, dass ich die Chancen für relativ niedrig halte. Der 
Mehrinvest für schwimmende PV-Anlagen liegt beim Anderthalbfachen des Invests für 
Landanlagen. Während die Wirtschaftlichkeit bei kleineren Anlagen durch die EEG- 
Förderung im Wesentlichen gedeckt wird, ist das bei größeren Anlagen, die nicht der 
Förderung durch das EEG unterliegen, nicht gegeben. Der Handel an der Strombörse 
führt teilweise zu Negativerlösen. Wir haben also erst einmal einen höheren Invest und 
den direkten Handel, wenn auch andere einspeisen, mit negativen Preisen. Grund-
sätzlich macht es der Industriestrompreis für Betreiber bzw. für mögliche Investoren 
einfacher, Strom zu kaufen als selbst zu produzieren. 

Diese drei Hürden wären zu nehmen, um Anlagen für Unternehmen auch wirtschaftlich 
interessanter zu machen. 

In Bezug auf die Förderung von Großanlagen ist politisch tatsächlich etwas gesche-
hen. Daher ist dort ein erster Schritt gemacht. 

Jedenfalls sind das die Aspekte, die dazu führen, dass eine solche Anlage nicht wirt-
schaftlich ist. Man müsste auch für etwas mehr Konstanz bei steuerrechtlichen Rah-
menrichtlinien sorgen. Eigentlich müssten wir nämlich einen Stromsteuerfachmann 
einstellen. Wir haben jetzt dauerhaft eine Stromrechtskanzlei beschäftigt, um die stän-
dig wechselnden steuerrechtlichen Fragen rund um die Stromerzeugung auszuhalten. 
Wir sind eine Kiesgewinnungsfirma, und da müssen wir Fachkompetenz einkaufen. 

Andreas Keith (AfD): Herr Dr. Fröhlich, ich knüpfe an dem an, was Sie ausgeführt 
haben. Ich habe es so verstanden, dass es zur Gewässerökologie Studien gibt, die 
besagen, es sei unproblematisch. Wir müssen zumindest mittelfristig davon ausgehen, 
dass es zu Starkregenereignissen, Hagel, extremer Hitze usw. kommt, was den Mate-
rialien zusetzt. Ist es gänzlich auszuschließen, dass Mikroplastik, Schwermetalle und 
Schadstoffe insbesondere im Hinblick auf den Materialverschleiß in die Gewässer ein-
gebracht werden? 

Dr. Jürgen Fröhlich (Holemans): Grundsätzlich ist es immer schwierig, jeglichen 
möglichen Eintrag zu verhindern. Allerdings haben diese Floating-PV-Anlagen einen 
sehr hohen ökologischen Standard. Wir haben nicht nur Doppelt- und Dreifachwannen 
für Transformatoren, die auch noch auf dem Gewässer angebracht werden, die Trans-
formatoren müssen auch mit einem besonders wasserverträglichen Sojaöl betrieben 
werden. Auch alle Anlagenteile sind also schon besonders geschützt. Deswegen ist 
das Risiko als absolut gering einzuschätzen. 

Peter Blumenrath (CDU): Ich habe noch eine Frage an Herrn Mounier. – In der letzten 
Fragerunde wurden die Genehmigungsprozesse thematisiert. Vielleicht können Sie 
aus Ihrer Sicht einen Blick auf dieses Thema werfen. In Ihrer Stellungnahme schreiben 
Sie, die verwobenen Schutzziele sollten mehr Raum bekommen. Vielleicht können Sie 
das näher erläutern. 
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Julien Mounier (Stadtwerke Düsseldorf): Zur Anzahl der Genehmigungsprozesse 
möchte ich nicht wiederholen, was Herr Dr. Fröhlich gesagt hat. 

Zu dem konkreten Hinweis. Ich denke, Deutschland ist Weltmeister der Regulierung. 
Das sollte man nicht weiter verfolgen. Es geht etwa um das konkrete Beispiel unserer 
Großwärmepumpe und den Einleitwert. Wie viel Temperatur darf man einleiten? 
Grundsätzlich hätten wir eine Regelung von 3 °C. Wir sagen: Das ist 1 °C. – Wenn 
man sich die Technik vor Ort und die Einleitungsgenehmigung anschaut, dann würde 
jeder vernünftige Mensch sagen, dass man 1 °C einleiten kann. Das kann man mit 
einer allgemeinen Regulierung eigentlich nicht lösen. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Ich bleibe bei Herrn Mounier. In Ihrer Stellungnahme 
schreiben Sie über die Nutzung von Abwasser für Niedertemperaturaquathermie. Sie 
sprechen sich für Niedertemperaturaquathermie aus. Die Energieerzeugung durch 
Klärgas könnte eine Option sein. Welche Rolle können Kläranlagen an der Schnitt-
stelle von Wasser und Energie aus Ihrer kommunalen Sicht spielen – auch mit Blick 
auf die kommunale Wärmeplanung? 

Julien Mounier (Stadtwerke Düsseldorf): Herr Dr. Baer hat bereits gesagt, dass man 
jegliche Möglichkeit von Abwärme nutzen sollte, die in der Zukunft sowohl ökologisch 
als auch wirtschaftlich darstellbar ist. 

Ich kann nur über Düsseldorf sprechen. Wir haben über das Großwärmepumpenpro-
jekt auf der Lausward gesprochen. Wir haben ein zweites Wärmepumpenprojekt direkt 
am Auslauf der Kläranlage. Dort besteht die Möglichkeit, die Temperatur des Wassers, 
also eigentlich der Kläranlage, zu nutzen, um Wärme zu erzeugen. Das ist ein konkre-
tes Projekt. 

Das ist aktuell nicht so wirtschaftlich wie die Flusswärmepumpe, aber eine Möglichkeit, 
die wir für die Zukunft ernsthaft untersuchen. Das muss aber passen. Man muss be-
denken, dass es nicht darum geht, einfach die Temperatur des Wassers zu nutzen. 
Oft liegen die Kläranlagen ein bisschen weiter von der Stadt entfernt. Man muss also 
Fernwärmeleitungen von der Kläranlage bis zur Innenstadt bauen. Es ist ein wirklich 
lokales Projekt, das man lokal untersuchen muss. Es gibt Möglichkeiten; bei uns gibt 
es eine. 

(Julia Kahle-Hausmann [SPD]: Auch in Bezug auf kommunale Wär-
meplanung? Das war ja die Frage: Ist das relevant für die kommunale 
Wärmeplanung?) 

– Es ist relevant für die kommunale Wärmeplanung. Man darf nicht vergessen, dass 
die kommunale Wärmeplanung vorgibt, welche Energieart man in einem Viertel nutzt. 
Wie man die Energie erzeugt, ist Abstimmungssache mit dem Stadtwerk, das einen 
Transformationsplan macht. In unserem Transformationsplan für unsere Stadt ist das 
in der Tat ein Thema. 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Meine Frage geht in die Tiefe. Geothermie ist in Teilen des 
Landes eine Möglichkeit, Wärme zu gewinnen und Wärme zu nutzen. Bei der Nutzung 
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von Geothermie muss man aber durch den Grundwasserhorizont bis in die Tiefe ge-
hen. Welche Auswirkungen kann das auf den Grundwasserhorizont haben, und was 
ist dabei zu beachten? Meine Frage geht an Herrn Dr. Baer. 

Dr. Arnt Baer (GELSENWASSER): Die Geothermie ist eine der Technologien, die 
sich genau an der Schnittstelle befinden. Einerseits will man das und sieht das Poten-
zial, andererseits müssen teilweise Wasserressourcen durchstoßen werden. 

Es wird Sie nicht überraschen, dass ich jegliche Form von wasserrechtlicher Erlaubnis 
nicht für Bürokratie halte. Das schließt an das eben Gesagte an. Das gilt nicht nur für 
Geothermie, sondern auch für Floating PV und andere Dinge. Aus meiner Sicht ist die 
Entscheidung bezüglich des überragenden öffentlichen Interesses manchmal ein biss-
chen überinterpretiert. Es ist juristisch nicht so gemeint, dass ab jetzt bei jeder Abwä-
gung ausschließlich die erneuerbaren Energien Vorrang haben. Vielmehr ist es so ge-
meint, dass, wenn dem ein einfaches Gesetz gegenübersteht, der Vorrang gegeben 
ist. Wasserrecht bzw. Wasserschutz ist aber ein verfassungsrechtlicher Rang gege-
ben. Der Schutz der Wasserressourcen ist seit dem Nassauskiesungsurteil vom Ver-
fassungsgericht klar dargestellt. Es hat angesichts des Sozialstaatsprinzips und des 
Grundrechts auf Gesundheitsschutz Verfassungsrang, sodass Wasser immer ein min-
destens gleichwertiges Schutzgut ist und abgewogen werden muss. Im Wasserschutz-
gebiet I passiert also nichts. Im Wasserschutzgebiet II passiert im Normfall, also wenn 
es keine Ausnahmen gibt, ebenfalls nichts. Außerhalb dessen kann man es sich im 
Wasserschutzgebiet III anschauen. Es muss eine genaue Prüfung durch die Wasser-
behörde erfolgen, auch der Wasserversorger muss beteiligt werden. Das gilt für die 
Geothermie wie für jede andere Technologie. Dies darf bei aller juristischen Interpre-
tation, die dazu im Moment aufkommt, nicht vergessen werden. 

Bei der Geothermie gibt es verschiedene Technologien. Es ist ein sehr großes Feld: 
bis 400 m, unter 400 m. Ich bin dafür kein Experte, nach meinem Verständnis kommt 
es aber sehr stark darauf an, wo sich die Ressourcen befinden. Wenn man das weiß, 
darf man das aber auch schlicht horizontal dort nicht machen. 

Dietmar Brockes (FDP): Ich richte meine nächste Frage zur kleinen Wasserkraft an 
Herrn Lohmann-Hütte. Es gibt im dem Bereich viele Anlagen bzw. Unternehmen. Die 
Unternehmen haben sich vor 100 Jahren oder sogar noch davor bewusst an den Was-
serläufen angesiedelt. Ich kenne so manch ein Unternehmen, das zu den Hidden 
Champions in seinem Bereich gehört und sich dort angesiedelt hat. Welche Bedeutung 
hat die Wasserkraft für die Gesamtenergieversorgung dieser Unternehmen? Welche 
Alternativen bestehen? 

Wie gesagt haben sich viele nicht gerade in den zentralen Gewerbegebieten angesie-
delt. Wie würde es sich auf die Energiegewinnung auswirken und welche ökologische 
Bedeutung – Stichwort: Durchlässigkeit der Anlagen – hätte es, wenn man dort eine 
Erneuerungsoffensive startete? 

Gunnar Lohmann-Hütte (Arbeitsgemeinschaft Wasserkraftwerke NRW [per Video 
zugeschaltet]): Für uns als energieintensives Unternehmen hat die Wasserkraft eine 
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sehr große Bedeutung und in den letzten Jahren noch an Bedeutung gewonnen. Es 
ist nicht vorstellbar, dass wir ohne Wasserkraft noch wettbewerbsfähig sind. 

Unabhängig davon ist der Bereich bei einer Staustufe von 3 m immer noch nicht durch-
gängig, wenn die Wasserkraft abgeschaltet wird. Man müsste sich dem Umgehungs-
gerinne widmen, was nicht passen würde. Da befinden sich die Bahnlinie und das 
Werk. Es ist also gar nicht möglich, die Situation anders zu gestalten. So geht es vielen 
Unternehmen, die in den Ruhrauen oder an einem beliebigen Fluss liegen. Es müssen 
auch neue Stromkabel dorthin verlegt werden. Das ist natürlich die Dezentralität der 
Wasserkraft, die eine große Bedeutung hat. 

Habe ich alle Ihre Fragen beantwortet? 

Dietmar Brockes (FDP): Wenn ich es noch einmal wiederholen darf: Viele Anlagen 
sind in die Jahre gekommen. Wie würde sich die Energiegewinnung verändern, wenn 
eine Anlage erneuert würde? Sind mit moderneren Anlagen auch in ökologischer Hin-
sicht Veränderungen, also Verbesserungen oder Verschlechterungen, verbunden? 

Gunnar Lohmann-Hütte (Arbeitsgemeinschaft Wasserkraftwerke NRW [per Video 
zugeschaltet]): Es gibt Anlagen, die modernisiert werden müssten, wenn das wirt-
schaftlich darstellbar ist. Dadurch könnte man mehr Strom erzeugen. Man könnte auf 
Langsamdreher wechseln, die auch fischfreundlicher sind. Bei jeder Veränderung an 
einer Anlage muss meist auch eine ökologische Verbesserung erfolgen. Deswegen ist 
eine Leistungserhöhung häufig mit einer ökologischen Verbesserung verbunden. 

Andreas Keith (AfD): Ich habe eine Frage an Herrn Dr. Fröhlich. Eben hatte ich Sie 
gefragt, inwieweit Hagel oder Starkregenereignisse dazu führen könnten, dass Anla-
gen beschädigt werden, abgetragene Gegenstände ins Wasser gelangen usw. Sie 
antworteten, das Risiko sei sehr gering. 

Ich habe vergessen, zu fragen, was bei einem Brand bzw. einem Blitzeinschlag pas-
siert. Gibt es dazu schon Erkenntnisse, bzw. wie reagieren Sie darauf? Gibt es da 
Vorschriften, denen entsprechend gehandelt werden muss? Sind da verschiedene 
Pläne vorzuhalten usw.? 

Dr. Jürgen Fröhlich (Holemans): In meiner Präsentation zum technischen Monitoring 
habe ich aufgelistet, welche Monitoringmaßnahmen wir bei den Anlagen haben. Die 
Anlagen sind dauerüberwacht. Sie werden permanent von einem Drittdienstleister, 
meteocontrol, automatisch fernüberwacht. Im Störfall schaltet die Anlage teilweise 
oder gänzlich automatisch ab, und es erfolgt eine Störmeldung. Die Zertifizierung der 
Anlage liegt bei Inbetriebnahme vor. Es gibt also eine Dauerüberwachung, und die 
Anlage wird im Blitzeinschlagfall automatisch abgeschaltet. 

In kleinem Umfang ist das tatsächlich auch schon vorgekommen. Wir hatten diesen 
Schaden bei einem kleinen Wechselrichter. Innerhalb von kurzer Zeit ist die Anlage 
außer Betrieb genommen worden und nach einer Reparatur wieder angelaufen. 
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Die Anlage ist also automatisch fernüberwacht, und bei einer Störmeldung gibt es eine 
Direktabschaltung. 

Die Anlage ist jetzt anderthalb Jahre auf dem Wasser. Zu größeren Schäden können 
wir aus der Erfahrung nichts sagen. Wir wissen, dass die Schwimmkörper mittlerweile 
von Muscheln bewachsen sind. Sie werden von der Biologie also gut angenommen. 
In sämtlichen Monitoring-Zwischenberichten ist von neutralen bis positiven Ereignis-
sen die Rede. Die Anlage ist so konzipiert, dass sie auch starken Witterungsschäden 
standhält. 

Stephan Wolters (CDU): Ich richte noch eine Frage an Herrn Lohmann-Hütte. Wir 
haben vorhin darüber gesprochen, welche Anbindung Einzelunternehmen wegen ihrer 
Energieversorgung an das Thema „Wasserkraft“ haben. Das bringt uns dazu, uns mit 
dem Gesamtpotenzial von Energie durch Wasserkraft auseinanderzusetzen, und zwar 
ganz bewusst zu dem Zeitpunkt, an den wir uns noch mitten im Umbau der regenera-
tiven Energien befinden. Wir haben ja noch nicht die Ziele erreicht, die wir erreichen 
möchten. 

Gerade bei Photovoltaik und Wind geht es häufig um Dunkelflauten und Herausforde-
rungen, wenn daraus nicht die benötigte Energie gewonnen werden kann. Wie könnte 
Wasserkraft das zwar nicht ersetzen, aber vielleicht abfedern, abmildern? Wie können 
Wasserkraftwerke zum Beispiel in Bezug auf andere Alternativen – es gibt immer noch 
Gaskraftwerke, die zugrunde gelegt werden –, in Bezug auf Bereitstellungskosten und 
Verfügbarkeit abgegrenzt werden? Dies interessiert uns ebenso wie das Gesamtpo-
tenzial der Wasserkraft, das hier in Nordrhein-Westfalen zur Verfügung stünde. 

Gunnar Lohmann-Hütte (Arbeitsgemeinschaft Wasserkraftwerke NRW [per Video 
zugeschaltet]): Es geht um einzelne Tage, an denen es Dunkelflauten und Windflauten 
gibt und bisher teure Gaskraftwerke einspringen. Die Wasserkraft kann da einen Bei-
trag leisten. Sie ist grundlastfähig und schnell regelbar, sodass solche Wind- und Dun-
kelflauten, die gerade in den Wintermonaten vorkommen, schnell überbrückt werden 
können. 

Ein guter Freund von mir arbeitet bei einem Netzbetreiber und sagt immer, Wasserkraft 
sei super, weil sie dezentral sei. Sie sei dort, wo der Strom verbraucht werde. 

Die Wasserkraft hat im Vergleich zum Beispiel zu einem Gaskraftwerk deutlich gerin-
gere Betriebskosten. Ich mache einen Vergleich mit einem Gaskraftwerk. Der CO2-
Ausstoß bei einem Wasserkraftwerk ist null, bei einem Gaskraftwerk ist er ziemlich 
hoch. Die Betriebsbereitschaft ist bei einem Wasserkraftwerk sofort gegeben, ein Gas-
kraftwerk hat immer eine gewisse Vorlaufzeit. Die Betriebskosten sind bei einer Was-
serkraftanlage geringer. Die Versorgungssicherheit ist gegeben; Wasser ist immer ver-
fügbar. Wie wir aus den letzten Jahren wissen, gibt es Gasmangellagen. Dann kann 
ein Gaskraftwerk nur bedingt einspringen. 

Zu den Potenzialen in NRW gibt es Potenzialstudien. Es gibt viele Querbauwerke, die 
noch nicht genutzt werden. Einige Anlagen könnten modernisiert werden. Alte Anlagen 
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könnten reaktiviert werden, um kurzfristig Leistung bereitzustellen. In Verbindung mit 
Speicherlösungen könnte der Beitrag der Wasserkraft sogar noch größer sein. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Wir waren ein bisschen unsicher, an wen wir die 
nächste Frage richten sollen. Ich hoffe, mit Herrn Lohmann-Hütte richten wir sie an 
den Richtigen. 

Es geht um den Beitrag der Digitalisierung zur Reduzierung von Wasser- und Ener-
gieverbrauch. Durch die Digitalisierung wurden Fortschritte erzielt. Allerdings gibt es 
durch die Entwicklung der KI jetzt einen Mehrbedarf dadurch, dass sie stark genutzt 
wird und entsprechend Energie verbraucht. Als wie hoch schätzen Sie den Beitrag 
ein? Wird der Vorteil der Reduzierung von Energie- und Wasserverbrauch den Mehr-
bedarf übersteigen, oder ist es andersherum? Es geht um Rechenzentren. Wird da der 
Standortfaktor Wasser mit eingerechnet oder nicht? 

Gunnar Lohmann-Hütte (Arbeitsgemeinschaft Wasserkraftwerke NRW [per Video 
zugeschaltet]): Es ist eine interessante Frage, wie viel Energie verbraucht wird, wenn 
gegoogelt wird oder Ähnliches. Da bin ich definitiv kein Fachmann. Ich kann aber sa-
gen, dass durch die Digitalisierung der Prozesse in einem Stahlwerk wie dem unseren 
Prozesse deutlich besser gesteuert werden. Wir können unsere Wärmebehandlung 
besser steuern, wodurch wir unseren Energieverbrauch in erheblichem Maß senken 
können. 

Um die Brücke zur Wasserkraft zu schlagen. Das gilt auch bei der Regulierung der 
Flüsse. Je besser die Flüsse durch unzählige Parameter gesteuert werden, kann man 
unterschiedliche Ziele, die man bei der Regulierung der Flüsse hat, erreichen. Viel-
leicht hat man das Ziel, die Flüsse so zu regulieren, dass die Energieerzeugung ein 
wichtiger Faktor ist. Da werden Künstliche Intelligenz, Algorithmen oder Digitalisierung 
eine große Rolle spielen. 

Ich hoffe, dass dies Ihre Frage ansatzweise beantwortet. 

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Ich bin mir nicht ganz 
sicher, an wen ich die folgende Frage richten soll, und schaue einmal in Richtung von 
Herrn Dr. Baer. Wenn man in Deutschland Klimaneutralität erreichen will, scheint es 
immer mehr so zu sein, dass man um die unterirdische Speicherung von Kohlendioxid, 
also um CCS, nicht herumkommt. Haben Sie ein Gefühl dafür, welche Auswirkungen 
das auf das Grundwasser haben kann bzw. welche Gefährdungen davon möglicher-
weise ausgehen? 

Dr. Arnt Baer (GELSENWASSER): Das ist ein sehr aktuelles Thema, das vor etwa 
13 Jahren schon einmal aufgekommen war und damals am Ende aus unterschiedli-
chen Gründen versenkt worden ist. Mir sind keine Projekte bekannt, im Rahmen derer 
CCS wirtschaftlich betrieben wird, sodass das ernsthaft gemacht würde. Ich weiß aber, 
dass es die Zielsetzungen gibt. Deswegen wird sich mit dem Kohlendioxid-Speiche-
rungsgesetz befasst. 
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Wenn Sie mich persönlich fragen, ist das keine langfristige, nachhaltige Lösung, weil 
abseits von Wasser das Verpressen von CO2 im Boden alles andere als nachhaltig ist. 
Welche Auswirkungen das hat, kann man nicht so richtig sagen. Es wird dann einge-
speichert, und man weiß, dass CO2 ein Stoff ist, der äußerst schädlich sein und den 
Wasserhaushalt verändern kann. Deswegen muss man Stand jetzt davon ausgehen, 
dass man das auf keinen Fall bei sich haben möchte. Das gilt auch für GELSENWASSER. 

Wie das bundesweit geregelt wird, muss im Moment jeder für sich selbst wissen. Der 
BDEW zum Beispiel hat für sich einen gewissen Kompromiss gefunden. Im Grunde 
wird gesagt, man könne das innerhalb von Deutschland nicht verantworten, außerhalb, 
also offshore, sei es gegebenenfalls ein anderes Thema. Ich kann das nicht beeinflus-
sen. Ich möchte es nicht kategorisch ausschließen, aber Stand jetzt gibt es so viele 
Unsicherheiten, dass ich mir nicht vorstellen kann, dass tatsächlich eine Verpressung 
von CO2 gemacht wird und man dabei mit Blick auf den Wasserschutz gut schlafen 
kann. 

Dietmar Brockes (FDP): Ich mache mit Herrn Dr. Baer weiter. – In Ihrer Stellung-
nahme sprechen Sie sich für eine Entbürokratisierung im Bereich der Wasser- und 
Energiepolitik aus, insbesondere im Kontext des Ausbaus der Erneuerbaren. Eben ha-
ben Sie aber auch die Notwendigkeit in Bezug auf die wasserrechtlichen Genehmi-
gungen betont. Welche konkreten bürokratischen Hürden sehen Sie derzeit in der Re-
gulierungspraxis? An welchen Stellen würden Sie am ehesten ansetzen, um Verfahren 
zu vereinfachen, ohne dabei den Schutz der Wasserressourcen und die öffentliche 
Wasserversorgung zu gefährden? 

Dr. Arnt Baer (GELSENWASSER): Herr Mounier hat das vorhin zum Thema „Büro-
kratie“ gesagt. Es ist ein sehr breites Feld und eines, über das man abendfüllend dis-
kutieren kann. Der eine hält eine Regelung für sinnvoll, der andere betitelt sie als Bü-
rokratie. Insofern kann ich vom Wasserversorger her kommend eine wasserrechtliche 
Erlaubnis für wichtig halten und andere Dinge, die eine Behörde für wichtig halten 
würde, nicht so relevant finden. Insofern ist es schwierig, das abzuschätzen und abzu-
schichten. 

Ich denke aber, alles, was zur Verfahrensbeschleunigung beiträgt, ist gut. Im Bereich 
der Erneuerbaren ist das deutlich besser geworden. Durch die Schritte, die es gab, ist 
die Windenergie sehr beschleunigt worden, ohne dass ich wegen dem, was in NRW 
gemacht wurde, ökologische Rückschritte sehe. Ich denke, da geht es gar nicht so 
sehr um neue Regelungen, sondern eher um eine schnellere Bearbeitung und richtige 
Priorisierung. Ich denke, da kann man vieles tun. 

Lassen Sie mich einen Fall aus dem Wasserbereich nennen, der mir im Moment vor 
Augen steht. Im Moment liefern wir dieselben Daten an drei verschiedene Behörden, 
ohne dass es Plattformen gibt und die Behörden die Daten austauschen. Eine Mehr-
fachabgabe von Daten an staatliche Behörden ist etwas, an dem man in Zukunft, auch 
im Zeitalter der Digitalisierung, arbeiten kann. Ich sehe bei der Wasserwirtschaft da 
viel Potenzial an Dingen, die man vermeiden sollte. Ich denke, die Dinge sollten auch 
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möglichst nicht lange in den Behörden liegen. Wenn man das schafft, braucht man die 
Regelungen gar nicht abzuschaffen. 

Ich sehe da im Bereich der erneuerbaren Energien im Moment auch wenig, bei dem 
ich sagen würde, dass das eine Regelung ist, die das Verfahren sofort nach vorne 
bringen würde. Das Hauptproblem besteht im Moment darin, dass die Bearbeitung zu 
lange dauert, weil die Behörden unterbesetzt sind. 

Andreas Keith (AfD): Meine Frage hat sich aus den Ausführungen von Herrn Loh-
mann-Hütte ergeben. – Herr Lohmann-Hütte, Sie sprachen eben von Pumpspeicher-
kraftwerken. In Nordrhein-Westfalen gibt es zwei nennenswerte. Wie viele Pumpspei-
cherkraftwerke würden benötigt, um nennenswerte Speicherkapazitäten vorzuhalten? 
Wo sehen Sie Potenziale, wo man diese bauen könnte? 

Gunnar Lohmann-Hütte (Arbeitsgemeinschaft Wasserkraftwerke NRW [per Video 
zugeschaltet]): Das ist eine gute Frage. Ich bin dafür nicht wirklich der Fachmann, 
muss ich gestehen. Es gibt Regionen, in denen aufgrund von Genehmigungsverfahren 
manche Pumpspeicherkraftwerke nicht gebaut werden konnten. 

Die Frage, wie viele davon man braucht, ist ebenfalls eine gute. Pumpspeicherkraft-
werke sind ein Aspekt. Man könnte auch die Regulierung nehmen. Man könnte dann, 
wenn man Strom braucht, Wasserkraftanlagen zuschalten oder temporär die Stauhöhe 
erhöhen, um mehr Energie zu gewinnen. 

Stephan Wolters (CDU): Ich richte meine Frage an Herrn Mounier. – Sie beschäftigen 
sich in Ihrem Unternehmen mit unterschiedlichen Energiearten. Im Hintergrund spielt 
natürlich nicht nur die Verfügbarkeit, sondern gerade bei der Umsetzung auch die Wirt-
schaftlichkeit der Energiegewinnung eine Rolle. Wirtschaftlichkeit ist nun einmal ein 
Thema, über das wir sprechen müssen. Bei den unterschiedlichen Ausführungen 
dazu, wie mit dem Thema „Energie“ umgegangen wird, ist sie immer wieder angespro-
chen worden. Weil Sie einen gewissen Überblick darüber haben, welche Art der Ener-
giegewinnung zukünftig unter den Gesichtspunkten der sich ändernden Klimavoraus-
setzungen zielführend und gleichzeitig wirtschaftlich ist, frage ich Sie, wo Sie die Zu-
kunft für die Wasserkraft aus wirtschaftlicher Sicht sehen. 

Julien Mounier (Stadtwerke Düsseldorf): Die erste Frage stellt man sich in Deutsch-
land seit einigen Jahren und hat sie noch nicht ganz beantwortet, wenn man ehrlich 
ist. Mit Windkraft und Sonne kann Strom erzeugt werden. Für die Zukunft besteht aber 
in der Tat eine Herausforderung – und das wissen alle –, denn Spitzenlast oder Dunkel-
flauten wird es geben. In der Energiewirtschaft hat man noch nicht die beste Lösung. 

Zum Thema „Wasserkraft“ habe ich schon meine Meinung gesagt. Bestandsanlagen 
sollte man behalten, neue Anlagen sind wirtschaftlich sehr schwierig. Wahrscheinlich 
werden in den nächsten zwei bis drei Jahren extrem viele Batteriespeicher gebaut, um 
die Regulierung anzugehen. Ich schätze, dass das System in drei Jahren nicht mehr 
so viel bringt. Dann wird weiterhin Gas oder Wasserstoff-Gas-Thermie nötig sein. Man 
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wird sehen, inwieweit man Wasserstoff wirtschaftlich und klimaneutral herstellen kann. 
Das ist die große Frage. Aktuell ist aus meiner Sicht die einzige Möglichkeit für die 
Zukunft, völlig neutral zu arbeiten. 

Zum Bereich „Wärmeerzeugung“. Ich komme zurück zur schönen Landeshauptstadt 
Düsseldorf. Der erste Schritt, den wir mit den Flusswärmepumpen machen, ist aus 
meiner Sicht aktuell die wirtschaftlichste Lösung für eine große Stadt. Ich bin nicht der 
Einzige, der das denkt. Man weiß, dass auch in Köln eine solche gebaut wird. Ich weiß, 
dass die großen Städte diese Sachen angehen. Das heißt, dieser erste Schritt für eine 
klimaneutrale Wärme ist wahrscheinlich der richtige. Wir werden in zehn Jahren aber 
die gleiche Herausforderung haben, um die 100 % zu erreichen. In Deutschland hat 
man auch nicht unbedingt die beste Lösung, um im Wärmebereich die Spitzenlast ab-
zudecken. Ich gehe davon aus, dass für uns Gasturbinen mit Wasserstoff eine Lösung 
sind, um in der Zukunft Spitzenlast abzudecken. Aus meiner Sicht ist das aktuell die 
einzige Möglichkeit, um die 100 % zu erreichen. Um das für die Bürger und Bürgerin-
nen in 10 oder 20 Jahren wirtschaftlich und ökonomisch sinnvoll zu gestalten, hat man 
überall in Deutschland noch Hausaufgaben zu machen. 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Die SPD-Fraktion signalisiert, dass sie keine Fragen 
mehr hat. – Die Grünen haben aber noch Fragebedarf. 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Ich richte meine Frage an Herrn Dr. Baer. Wir haben die 
unterschiedlichen Energieerzeugungsarten für zukunftsfähige Energie betrachtet. Aus 
meiner Sicht spielt auch Biogas eine Rolle. Beim Anbau von Biomasse wird Wasser 
benötigt, um die Pflanzen zum Wachsen zu bringen. Außerdem gibt es einen sehr hohen 
Düngereintrag in den Boden. Sehen Sie da Gefährdungen für das Grundwasser? 

Dr. Arnt Baer (GELSENWASSER): Ich beantworte die Frage von der Energieseite 
kommend. Es werden so viele unterschiedliche Energiearten diskutiert, weil aus den 
relativ großvolumigen Energien ausgestiegen wird. Will man den Kuchen einigerma-
ßen gleich groß halten, muss man von allen Seiten viel dazunehmen. Allein deswegen 
ist Biogas seit einigen Jahren Teil des Mixes. Es hat wie Wasserkraft den großen Vor-
teil, dass es gleichförmig läuft, also nicht volatil ist. 

Es ist aber nicht nur wegen der Tank-vor-Teller-Diskussion wasserseitig ein schwieri-
ges Thema. Gerade Mais ist eine sehr wasserziehende Pflanze. Der Verbrauch ist 
hoch; es gibt extreme Monokulturen, wo daneben nichts mehr wächst. Auch andere 
Pflanzenarten brauchen Dünger, was einen hohen Eintrag ins Wasser und eine Ge-
fährdung des Grundwassers zur Folge hat. 

Da schlagen gewissermaßen zwei Herzen in einer Brust. Es überwiegt aber natürlich 
die Wasserseite, die besagt, Biogas sei kein Thema, das groß ausgeweitet werden 
sollte. Es gilt aber immer der Zusatz – deswegen habe ich damit angefangen –, dass 
wir die goldene Kugel, wie auch von Herrn Mounier dargestellt, noch nicht gefunden 
haben. 
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Biogas hat den Vorteil, dass es grundlastfähig ist. Biomethan, also die aufbereitete 
Form, hat wiederum den Vorteil, dass die normalen Gasnetze genutzt werden können. 
Das ist wiederum eine Alternative zu Wasserstoff, um damit auch noch auf die Diskus-
sion, die hier eher nicht aufgemacht wird, über die Art und Weise der Nutzung der 
Infrastruktur aufzugreifen. 

Beides hat also seine Vorteile. Wasserwirtschaftlich ist es aber alles andere als ideal. 

Dietmar Brockes (FDP): Ich richte meine Frage an Herrn Vossler. Sie haben die Aus-
führungen von Herrn Dr. Baer zu Biogas und Biomasse gehört. Er hat das Verwaisen 
der Landschaften thematisiert. Ist das noch State of the Art, oder ist man bei der Bio-
masse mittlerweile nicht schon anders unterwegs, was Reststoffe etc. angeht? Wie 
schätzen Sie die Wasserverträglichkeit ein? 

Christian Vossler (Landesverband Erneuerbare Energien NRW): Ich halte Bio-
masse gerade in der aktuellen Situation für elementar. Das gilt auch vor dem Hinter-
grund der von der Bundesregierung angestoßenen Debatte, wie viele Gaskraftwerke 
nötig sind, um sichere Leistung bereitzustellen. Biomasse kann da eine sehr wichtige 
Rolle spielen, weil sie auch systemdienlich genutzt werden kann, wenn man in Rich-
tung Wärmewende denkt. 

Es gibt eine Studie zum Biomassepotenzial, die, wenn ich mich richtig erinnere, vom 
Umweltbundesamt stammt. Es wurde betrachtet, wie hoch das Biomassepotenzial ist, 
ohne zusätzliche Felder dafür in Anspruch zu nehmen, sodass man die Tank-oder-
Teller-Diskussion nicht führen müsste. Leider habe ich die Zahlen, also das, was dabei 
herausgekommen ist, nicht im Kopf. Als ich sie damals gelesen habe, war ich aber 
wirklich sehr erstaunt, welches Potenzial an Biomasse aktuell nicht genutzt wird. 

Ein Beispiel. Ich wohne in Bergisch Gladbach. Dort gibt es Biotonnen. Früher habe 
ich in Köln gearbeitet. Dort gab es keine Biotonnen. Da gibt es sehr viele Potenziale, 
die man nutzen könnte, wenn man allein über eine flächendeckende Verpflichtung 
zur Biotonne nachdenkt. Dies hätte keinen zusätzlichen Impact auf die Agrarwirtschaft 
und dann hoffentlich auch nicht die Auswirkungen, die Herr Dr. Baer für die Wasser-
wirtschaft dargestellt hat. 

Wie man eben sehen konnte, schwankt die Debatte über die Biomasse immer schnell 
auf die Tank-oder-Teller-Diskussion. Das sollte man unbedingt vermeiden. Das bisher 
ungenutzte Potenzial allein über die Biotonne, aber auch durch landwirtschaftliche Ab-
fälle oder durch das, was nicht aus den Wäldern herausgeholt wird, ist sehr groß. Lei-
der habe ich die Zahl nicht im Kopf. Biomasse ist für die Wärmewende und dann auch 
für die Energiewende, für die Stromwende, absolut elementar. Man sollte die Poten-
ziale unbedingt betrachten und über eine vernünftige Biomassestrategie zumindest in 
Nordrhein-Westfalen schauen, was man erreichen kann. Man kann Biomasse nämlich 
nutzen, um Strom zu produzieren. Man kann aber auch die Moleküle daraus nutzen. 
Das ist für die Transformation der Chemie elementar. Wenn ich als Sachverständiger 
hier eine Forderung aufstellen darf, würde ich sagen: Es wäre gut, wenn man für Nord-
rhein-Westfalen eine vernünftige Biomassestrategie erstellte, auch um die Diskussion 
zu vermeiden, dass für Biomasse mehr Landwirtschaft gebraucht wird. 
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Andreas Keith (AfD): Ich habe keine Fragen mehr zu den Stellungnahmen. Vielleicht 
erlauben Sie mir, wenn wir schon zwei Fachleute von den Stadtwerken und von der 
Wasserversorgung GELSENWASSER hier haben, dass ich auch zum Thema „Was-
ser“ eine Frage stelle. 

Ich war am Mittwoch in Wuppertal. Dort wird in der Kläranlage eine neue Schlammver-
wertungsanlage, eine Verbrennungsanlage, für 9.000 t gebaut; vorher waren es 3.500 t. 
Bei der Besichtigung habe ich nachgefragt, wie hoch der Bedarf sei und inwiefern eine 
Problematik durch den Anteil von Mikroplastik im Besonderen in den Schlämmen be-
stehe. Darauf hat man mir geantwortet, das Problem bestehe mittlerweile nicht mehr in 
der Verwertung des Klärschlamms, sondern in der Zusammensetzung des Klärschlamms, 
weil es sowohl im Klärschlamm als auch im Wasser einen hohen Mikroplastikanteil 
gebe. 

Meine Frage an die beiden Vertreter der Stadtwerke und an GELSENWASSER lautet, 
wo Sie die Problematik sehen und ob Sie in Zukunft darauf achten müssen, um die 
Reinheit und die Qualität des Wassers aufrechtzuerhalten. Welche Kosten und welche 
technischen Herausforderungen sehen Sie da auf sich zukommen? 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Bitte teilen Sie die Redezeit unter sich auf. 

Julien Mounier (Stadtwerke Düsseldorf): Ich spreche über Düsseldorf. Wir gewin-
nen unser Wasser aus dem Rhein. Für uns ist also die Qualität des Wassers des 
Rheins wichtig, und zwar nicht nur lokal, sondern über die ganze Länge des Rheins. 
Für uns ist also wichtig, dass man mit allen Organisationen in Deutschland, aber auch 
international dafür sorgt, dass die Qualität des Wassers im Rhein überwacht und sofort 
reagiert wird, wenn man etwas feststellt. Das machen wir in Kooperation, und das 
funktioniert ziemlich gut. 

Lassen Sie mich aber trotzdem ein Thema ansprechen. Manchmal habe ich das Gefühl, 
dass man ein Phantom jagt. Ich habe Chemie studiert. Man sollte aufpassen, dass 
man nicht übertreibt, denn wenn man übertreibt und Regelungen einführt, die aus der 
Sicht von jemandem, der Chemie studiert hat, überflüssig sind, zwingt man uns in der 
Zukunft dazu, unser Wasserwerk neu zu bauen. 

Grundsätzlich stellt sich aktuell sogar die Frage, ob man überall in Deutschland Osmose-
anlagen einführt. Da muss man für die Zukunft aufpassen, dass man nicht übertreibt, 
was die Qualität des Wassers angeht. – Übrigens: Ich trinke Leitungswasser. 

Dr. Arnt Baer (GELSENWASSER): Ich weiß nicht genau, wie viele Sekunden ich jetzt 
noch habe, und versuche, mich kurz zu fassen. 

Mikroplastik ist kein Thema, weswegen wir uns in den Schlaf weinen. Vor ein paar 
Jahren war das ein größeres Thema, das, soweit ich weiß, noch nicht zu 100 % gelöst 
ist. Es ist aber ein Thema, bei dem man die Kirche im Dorf lassen muss, wenn ich 
Herrn Mounier richtig verstanden habe. 
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Im Moment machen wir uns Sorgen um Dinge wie die Rückabwicklung von KARL, also 
von der EU-Kommunalabwasserrichtlinie. Wir sollen eigentlich eine Reinigungsstufe 
ausrollen, die auf andere Stoffe zielt, die in Europa eigentlich über die Hersteller be-
zahlt werden sollte. Das ist ein Riesenschritt, der auch dazu führt, dass man sich mehr 
Gedanken etwa um die Herstellung der Stoffe macht. Das ist automatisch ein Len-
kungsprinzip. 

Da mag, um die Brücke zu schlagen, auch Mikroplastik eine Rolle spielen, weil natürlich 
bekannt ist, dass es in allem Möglichen enthalten ist. Trotzdem wird noch so produziert. 

Mit der vierten Reinigungsstufe wird es jetzt wahrscheinlich so laufen, dass wir als 
Bürger es selbst tragen und es auf die Abwassergebühren draufgeschlagen wird, wenn 
ich die Diskussion so verfolge. Das ist ein Riesenproblem, absolut ungerechtfertigt und 
hat die völlig falsche politische Lenkungswirkung. Das führt am Ende dazu, dass alles 
an Stoffen hereingekippt wird, was möglich ist, und der Abwasserentsorger und im 
letzten Schritt der Wasserversorger, der idealerweise eine höhere Reinheit hat, dafür 
sorgen muss, dass die Stoffe wieder herauskommen. Das ist eine grundsätzliche Ten-
denz, die für Mikroplastik, für Nitrat in der Landwirtschaft und für die Pharmazie gilt. 
Das ist nicht richtig und macht uns grundsätzlich Sorge. 

Peter Blumenrath (CDU): Ich habe in dieser Fragerunde keine Frage, möchte nur 
darauf hinweisen, dass wir uns in der Anhörung zum Thema „Energie“ befinden. Die 
anderen Themen haben wir weitestgehend schon in anderen Anhörungen debattiert. 
Dies sei an dieser Stelle noch erwähnt. 

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Ich habe noch eine Frage 
an den Vertreter der Stadtwerke Düsseldorf, weil ich in Ihrer Stellungnahme über einen 
Satz gestolpert bin. Sie schreiben, Sie beobachteten den Lithiumabbau am Oberrhein 
argwöhnisch. Woher kommt der Argwohn? Was befürchten Sie, bzw. welche potenzi-
ellen Probleme sehen Sie da auf uns zukommen? 

Julien Mounier (Stadtwerke Düsseldorf): Wir passen einfach auf die Qualität des 
Wassers auf und haben ein bisschen Sorge, dass eine Verschmutzung des Wassers 
erfolgt, wenn man nicht aufpasst. 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Es hat nun keine Fraktion mehr eine Frage. 

Dann bedanke ich mich ganz herzlich bei den Sachverständigen, dass Sie uns heute 
zur Verfügung gestanden haben. Ich danke auch den interessierten Gästen der Anhö-
rung. 
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 6 Land- und Fortwirtschaft 

Schriftliche Anhörung 
der Enquetekommission III 
Stellungnahme 18/2614 
Stellungnahme 18/2647 
Stellungnahme 18/2687 
Stellungnahme 18/2689 
Stellungnahme 18/2692 
Stellungnahme 18/2693 
Stellungnahme 18/2705 
Stellungnahme 18/2707 
Stellungnahme 18/2708 

Die Enquetekommission nimmt die Stellungnahmen zur Kenntnis. 
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7 Tourismus, Freizeit und Erholung 

Schriftliche Anhörung 
der Enquetekommission III 
Stellungnahme 18/2691 
Stellungnahme 18/2697 
Stellungnahme 18/2698 
Stellungnahme 18/2699 
Stellungnahme 18/2700 
Stellungnahme 18/2710 

Die Enquetekommission nimmt die Stellungnahmen zur Kenntnis. 

gez. Astrid Vogelheim 
Vorsitzende 

Anlage 
17.07.2025/22.07.2025 





Anhörung von Sachverständigen 
Enquetekommission III 

„Energie“
am 8. Juli 2025 

14.30 Uhr bis (max.) 17.00 Uhr, Raum E3 D01, Livestream 

Tableau

Stand 08.07.2025 

eingeladen Teilnehmer/innen Stellungnahme 

Stadtwerke Düsseldorf  
Julien Mounier 
Düsseldorf 

Julien Mounier 18/2685 

Arbeitsgemeinschaft Wasserkraftwerke 
Nordrhein-Westfalen e.V. 
Gunnar Lohmann-Hütte 
Düsseldorf 

Gunnar Lohmann-Hütte 
per Video 

18/2674 

Wuppertal Institut 
Dr. Larissa Doré  
Wuppertal

Keine Teilnahme 18/2672 

Fraunhofer Institut  
Holger Born  
Bochum

Keine Teilnahme --- 

GELSENWASSER AG 
Dr. Arnt Baer 
Gelsenkirchen 

Dr. Arnt Baer 18/2671 

Landesverband Erneuerbare Energien 
NRW 
Jakob Schmid 
Düsseldorf 

Christian Vossler 18/2664 

Holemans GmbH 
Dr. Jürgen Fröhlich  
Rees 

Dr. Jürgen Fröhlich 18/2686 

Städtetag Nordrhein-Westfalen 
Köln 

Keine Teilnahme 18/2696 
Städte- und Gemeindebund NRW 
Düsseldorf  

Landkreistag Nordrhein-Westfalen  
Düsseldorf 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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weitere Stellungnahme: 

BDEW Bundesverband der Energie- und 
Wasserwirtschaft e.V. 
Landesgruppe Nordrhein-Westfalen  Stellungnahme 18/2676 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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